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Zur Auslegung einer Wettbewerbsklausel, die die Rück­
zahlung eines ’‘Wettbewerbs-Abstandsgeldes” bei Ver­
stoß gegen den vereinbarten Konkurrenzschütz vorsieht,
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Der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 5. November 1980 
durch den Vorsitzenden Richter Braxmaier und die Richtei1 
Hoffmann, Wolf, Merz und Dr. Brunotte

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das 
Urteil des 6. Zivilsenats des Oberlandes­
gerichts München vom 20. September 1979 
aufgehoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung, auch über die Kosten der 
Revision, an das Berufungsgericht zurückver­
wiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Aufgrund Kaufvertrages vom 11. Juni 1976 erwarb die 
Klägerin das Brennstoffhandels- und Mineralöltransport­
unternehmen des Beklagten in F 0 B L  E f l H B B  Straße 28 
mit mehreren Lkw's, einem Tankzug und sämtlichen bei den 
Kunden liegenden Gebinden (» Bodentanks, Pumpen und ähn­
liches Gerät) zum Preise von insgesamt 234 487,50 DM. Ge­
genstand des Vertrages waren u.a. - ohne gesonderte Wertangabe -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 -

auch alle Zollscheine für Heizöl und die gesamte Kunde-* » 
kartei. Der Beklagte verpflichtete sich vertraglich, "bis 
zum 30» Juni 1981 im Bereich der Landkreise und
Erding, keinen Brennstoffhandelsbetrieb zu betreiben oder 
sich an einem solchen zu beteiligen und auch nicht für 
einen solchen Betrieb tätig zu sein mit Ausnahme für den 
Käufer". Er erklärte ferner, das Anwesen F ^ H H B »  
m m  Straße 28 einem solchen Betrieb weder kauf-, noch 
miet- oder pachtweise zu übereignen oder zur Verfügung 
zu stellen* Die Fortführung der vom Beklagten betriebenen 
Aral-Tankstelle war von dieser Konkurrenzschutzklausel 
ausgenommen. Sodann heißt es in dem Kaufvertrag:

"Für dieses Wettbewerbsverbot zahlt der 
Käufer den Betrag von 50 000 DM 
zuzüglich gesetzliche 
Mehrwertsteuer 5 500 DM

55 500 DM
Für den Fall der Zuwiderhandlung gegen 
diese Wettbewerbsvereinbarung verpflichtet 
sich der Verkäufer zur sofortigen Rückzahlung 
des Wettbewerbs-Abstandsgeldes in Höhe von 
DM 55 500 ....."

Mit Schreiben vom 11, Juni 1976 hat der Beklagte 
seine Kunden von dem Vertragsabschluß mit der Klägerin 
unterrichtet und sie gebeten, ihr, der Klägerin, das 
gleiche Vertrauen entgegenzubringen wie zuvor seiner 
Firma. In einem undatierten mit Briefkopf und Unter­
schrift des Beklagten versehenen Rundschreibens heißt 
es:

"Meinen verehrten Kunden teile ich mit, 
daß sie ab sofort von der Aj^^-Vertretung
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Hans E
mit Dieselt Motorenöl und Fett beliefert 
werden.
Ich bitte Sie, der Firma in E ^ P P
das gleiche Vertrauen zu schenken, das 
Sie mir Jahrelang entgegengebracht haben 
und weiß, daß Sie genauso zuverlässig be­
dient werden, wie Sie es von mir gewöhnt 
waren.
Eine angenehme Zusammenarbeit mit der 
Firma E ^ p ^  wünscht Ihnen
I h r ..... "

Uber einen Beauftragten der Firma A | p  die
Firma E p p ^  vom Beklagten eine Liste mit Namen seiner 
Kunden.

Die Klägerin hat behauptet, in der den Firmen A p p  
und E p p  vom Beklagten zugeleiteten Aufstellung seien 
alle früheren Kunden des Beklagten aufgeführt gewesen; 
der Beklagte habe der Firma E ^ p }  angeboten, die Empfänger 
des Schreibens zu besuchen, um den Inhalt des Schreibens 
zu unterstreichen; des weiteren habe der Beklagte bei 
Kunden angerufen und sie aufgefordert, nicht bei der 
Klägerin, sondern bei der Firma Epp zu kaufen. Schließ­
lich habe er das Gerücht verbreitet, sie, die Klägerin, 
sei konkursreif oder müsse ihr Geschäft aufgeben. Einem 
ihrer Mitarbeiter habe der Beklagte geraten, sich deshalb 
um eine andere Beschäftigung zu bemühen. Seine Geschäfts­
bücher habe der Beklagte durch einen Mitarbeiter eines an­
deren Wettbewerbers der Klägerin führen lassen und damit 
auch diesem Einblick in seinen Kundenkreis gewährt.
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Die Klägerin verlangt Rückzahlung der geleisteten 
55 500 DM.

Dem Rückzahlungsbegehren ist der Beklagte entgegen­
getreten und hat geltend gemacht, seine auf dem unda­
tierten Schreiben befindliche Unterschrift habe er vor 
Abfassung des darüber befindlichen Textes auf ein leeres 
Blatt Papier oder eine leere Matrize gesetzt. Hierzu 
sei er von Beauftragten der Firmen A ^ ^ u n d  mit der
Erklärung veranlaßt worden, es werde ein Schreiben abge­
faßt, in dem die Kunden zur Rückgabe der der Firma Aral 
gehörenden Gebinde aufgefordert würden. Auf die Einhal­
tung dieser Zusicherung habe er vertraut.

Das Landgericht hat der Klägerin 37 000 DM als vom 
Beklagten verwirkte, Jedoch auf ein angemessenes Maß 
herabgesetzte Vertragsstrafe zugesprochen.

Das Oberlandesgericht hat die Klage dagegen ganz 
abgewiesen.

Mit der Revision, deren Zurückweisung der Beklagte 
beantragt, verfolgt die Klägerin das Klagebegehren weiter*

Entscheidungsgründe

I. Das Berufungsgericht hat ausgeführt, bei der Ver­
einbarung der Parteien, der Beklagte solle 55 000 DM im 
Falle der Zuwiderhandlung gegen die Wettbewerbsverein­
barung zurückzahlen, handle es sich nicht um ein



Vertragsstrafeversprechen, sondern um eine bedingte Ver­
pflichtung zur Rückzahlung jenes Betrages, Die Klägerin 
habe für das Unterbleiben eines Wettbewerbs des Beklag­
ten während der Dauer von fünf Jahren einen Betrag von 
55 500 DM entrichtet, den sie nur dann habe zurück­
erhalten sollen, wenn ihr dieser Wettbewerb nicht er­
spart bliebe.

Diese Bedingung ist nach Auffassung der Vorinstanz 
nicht eingetreten. Der Beklagte habe weder einen Brenn­
stoffhandel betrieben noch sich an einem Brennstoffhandel 
beteiligt. Gegen das Verbot, ”für einen Brennstoffhandel 
tätig zu sein”, habe er gleichfalls nicht verstoßen, denn 
damit sei das Verbot solcher Tätigkeit im Angestelltenver­
hältnis oder als Handelsvertreter gemeint gewesen. Jeg­
licher Wettbewerb, insbesondere gelegentliche Wettbewerbs­
handlungen seien dem Beklagten dagegen nicht untersagt ge­
wesen. Weder das unstreitige noch das von der Klägerin 
behauptete Verhalten des Beklagten sei auf eine dauernde 
Unterstützung von Wettbewerbern der Klägerin angelegt 
gewesen und könne schon deshalb - auch in seiner Gesamtheit 
nicht als vertragswidrig gewertet werden.

II. Die Auffassung des Berufungsgericht hält einer 
Nachprüfung nicht in allen Punkten stand.

1. Soweit die Vorinstanz gemeint hat, die Klägerin 
habe vom Beklagten zum Preise von 55 500 DM ein zeitlich 
auf fünf Jahre begrenztes Wettbewerbsverbot erkauft, räumt 
die Revision zwar ein, derartige Absprachen kämen einem 
Vertragsstrafeversprechen sehr nahe, nimmt aber anderer­
seits die Wertung im angefochtenen Urteil als ihr günstig
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hin. Aus Rechtsgründen ist diese Beurteilung auch nicht 
zu beanstanden, zumal die Vertragsparteien selbst den 
Betrag von 55 500 DM als "Wettbewerbs-Abstandsgeld" be­
zeichnet haben. Unbedenklich ist ferner die Annahme, der 
Beklagte sei nach der vertraglichen Regelung zur Rück­
zahlung des Entgelts verpflichtet, sofern er gegen das 
Wettbewerbsverbot verstoße.

2. Daß dem Beklagten ein solcher Verstoß nicht an­
zulasten sei, hat das Berufungsgericht dagegen zu Un­
recht angenommen.

a) Da die Vorinstanz keine entsprechenden tatsäch­
lichen Feststellungen getroffen hat, muß in der Revi­
sionsinstanz davon ausgegangen werden, daß der Beklagte 
getan hat, was ihm die Klägerin vorwirft, nämlich alle 
Kunden aufgefordert zu haben, das ihm entgegengebrachte 
geschäftliche Vertrauen auf die Firma zu über­
tragen, sich bereit erklärt zu haben, den Inhalt des 
Rundschreibens durch persönliche Besuche zu unter­
streichen, Kunden angerufen und aufgefordert zu haben, 
nicht bei der Klägerin, sondern bei der Firma
zu kaufen, das Gerücht verbreitet zu haben, die Klä­
gerin sei konkursreif und einem ihrer Angestellten ge­
raten zu haben, sich deswegen um eine andere Beschäfti­
gung zu bemühen.

b) Das Berufungsgericht hat darin deshalb kein ver­
tragswidriges Verhalten des Beklagten gesehen, weil es 
gemeint hat, das vertragliche Gebot, nicht für einen 
Brennstoffhandel "tätig zu sein", beziehe sich aus­
schließlich auf ein Tätigwerden im Rahmen eines Ange­
stelltenverhältnisses oder als Handelsvertreter.
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Die Auslegung individueller rechtsgeschäftlicher Ver 
einbarungen ist Aufgabe des Tatrichters und in der Re­
visions Instanz nur begrenzt nachprüfbar. Die vom Ober­
landesgericht vorgenommene Wertung des WettbewerbsVer­
bots bindet im vorliegenden Falle das Revisionsgericht 
Jedoch nicht, denn sie beruht auf der Verletzung aner­
kannter Auslegungsregeln, insbesondere des Grundsatzes 
einer nach beiden Seiten hin interessengerechten Be­
urteilung (§§ 133, 157 BGB).

Richtig ist, daß das Betreiben eines Brennstoffhandeis 
oder die Beteiligung an einem Brennstoffhandel auf Dauer 
gerichtete Tätigkeiten sind. Das besagt indessen nicht, 
daß mit dem Gebot, auch nicht für einen solchen Betrieb 
tätig zu sein, ebenfalls - nur - ein längere Zeit an­
dauerndes Tätigwerden gemeint sein müßte. Weitaus näher 
liegt vielmehr die Annahme, daß die Vertragschließen­
den mit der Formulierung im Anschluß an das "Betreiben" 
oder des "Sichbeteiligens" an einem Brennstoffhandel 
Jedwede sonstige Arten von Tätigwerden für einen anderen 
Brennstoffhandel gemeint haben. Auch bei dem Gebot, das 
Grundstück nicht an ein Konkurrenzunternehmen zu verkaufen, 
zu vermieten oder zu verpachten, handelt es sich um ein­
malige Vorgänge, die aber - und das ist das Entscheidende - 
die Substanz des veräußerten Unternehmens treffen. Ebenso 
verhält es sich mit dem - einmaligen - Tätigwerden in Form 
der Aushändigung der Kundenliste an einen dritten Brenn­
stof fhändler. Der Kundenstamm, zu dem die Kundenliste den 
Zugang eröffnet, ist für ein Handelsgeschäft von zentraler 
Bedeutung. Das gilt insbesondere für einen Brennstoff­
händler, dessen Kunden in aller Regel nicht Laufkund­
schaft, sondern Dauerkunden sind. Darauf hst die Revision 
unter Bezugnahme auf höchstrichterliche Rechtsprechung
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zutreffend hingewiesen. Den Zugang zum Abnehmerkreis 
der Ware allein zu haben, sichert dem Erwerber des Unter­
nehmens den Start und erspart ihm auch den finanziellen 
Aufwand für die sonst notwendige Werbung, um überhaupt 
ins Geschäft zu kommen. Deshalb entspricht es kauf­
männischer Übung, daS beim Verkauf eines Handelsge­
schäfts der good will, dessen wesentlicher Inhalt die 
Verbindung zu dem Kundenstamm ausmacht, den Kaufpreis 
mitbestimmt. Auch im vorliegenden Falle ist das im Er­
gebnis durch die Vereinbarung des "Wettbewerbs-Abstandsgeldes" 
geschehen. Die ungestörte Nutzung des Zugangs zu dem vom 
Beklagten gewonnenen Kundenstamm macht zusammen mit der 
Chance, den Kreis der Abnehmer zu erweitern, ohne dabei 
in den ersten fünf Jahren den Wettbewerb des Beklagten 
fürchten zu müssen, den Vermögenswert des vereinbarten 
Wettbewerbsverbots aus. Dafür hat die Klägerin den Preis 
von 55 500 DM gezahlt.

Hat der Beklagte getan, was die Klägerin ihm vor­
wirft und das Berufungsgericht als wahr unterstellt hat, 
nämlich der Firma Egger eine vollständige Kundenliste 
ausgehändigt und ihr angeboten zu haben, die Empfänger 
eines für die Firma werbenden Rundschreibens zu
besuchen, um den Inhalt dieses Schreibens zu unter­
streichen, Kunden angerufen und sie aufgefordert zu 
haben, nicht bei der Klägerin, sondern bei der Firma 

zu kaufen, das Gerücht verbreitet zu haben, die 
Klägerin sei konkursreif, einem Mitarbeiter der Klägerin 
geraten zu haben, sich deshalb eine andere Beschäftigung 
zu suchen, seine Geschäftsbücher durch einen anderen 
Wettbewerber der Klägerin haben führen zu lassen, so 
hätte er damit die Bedingung für das Entstehen des 
Anspruchs auf Rückzahlung des Wettbewerbs-Abstandsgeldes
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herbeigeführt. Da der Beklagte das ihm zur Last gelegte 
Verhalten bestritten hat, bedarf es der Beweiserhebung. 
Sie muß vom Berufungsgericht nachgeholt werden.

Da das Wettbwerbsverbot, wie dargelegt, zwei Schutzbe­
reiche umfaßt, wird das Berufungsgericht, sofern sich nur 
die Beeinträchtigung eines von beiden feststellen läßt, 
zu erwägen haben, daß eine Aufteilung des Abstandsgeldes 
in Betracht kommen kann.

III. Das angefochtene Urteil konnte danach keinen Be­
stand haben. Die Voraussetzungen einer Sachentscheidung 
durch den erkennenden Senat liegen nicht vor. Deshalb 
mußte der Rechtsstreit an das Berufungsgericht zurückver- 
wiesen werden. Der Vorinstanz war auch die Entscheidung 
über die Kosten der Revision vorzubehalten, weil der end­
gültige Erfolg des Rechtsmittels vom Ergebnis der ander- 
weiten Verhandlung und Entscheidung abhängt.

Braxmaier Hoffmann Wolf
Merz Dr. Brunotte
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